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Minderheitensprachen im deutschen  
Schulwesen – Eine Analyse der Implementie-

rung allochthoner und autochthoner Sprachen 
 

Anke Schmitz1 und Helena Olfert2 
 

Multilingual education is an essential matter of public concern for modern societies 
shaped by migration and it remains an important research issue. This article sheds 
light onto the implementation of autochthonous and allochthonous minority lan-
guages such as Danish, Romany, Russian, and Turkish into the German educational 
system. To observe how these languages are implemented the following aspects are 
analyzed: official legislation with respect to the consideration of these languages in 
the European Charter for Regional or Minority Languages, their status as a foreign 
language or a heritage language at school, the situation of teacher education at uni-
versities, and the professional development of adequate curricula and learning mate-
rial. The findings do not only show severe differences between the categories autoch-
thonous and allochthonous but also within them. Potential causes for these differen-
ces are discussed and consequences for official legislation as well as for the minority 
speakers themselves are figured out for a sustained language education at school.  
 
 
 

1. Mehrsprachigkeit in Europa und Deutschland 
 

Aufgrund von Globalisierungs- und Migrationsprozessen bildet die 
Mehrsprachigkeit eines Landes eine wichtige Säule für gesellschaftliche 
Wettbewerbsfähigkeit. Dies betont die Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften auch in ihrer Sprachenpolitik:  

 
Die drei Kernziele der Politik der Kommission im Bereich der Mehrsprachigkeit sind 
die Förderung des Sprachenlernens, die Förderung einer gesunden multilingualen 
Wirtschaft und der Zugang aller EU-Bürger zu den Rechtsvorschriften, Verfahren 
und Informationen der Union in ihrer eigenen Sprache (Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften 2006: 1).  
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Bezüglich der Frage, welche Sprachen hiermit gemeint sind, verweist die 
Kommission auf eine "Sprachenpalette" (Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 2003: 10).  

 
Insgesamt sollte das Angebot ebenso die kleineren europäischen Sprachen wie auch 
die größeren Sprachen, Regional-, Minderheiten- und Migrantensprachen sowie Lan-
dessprachen und die Sprachen unserer wichtigsten Handelspartner in der ganzen Welt 
umfassen (ebd.).  
 

Nach Corson (2001: 123f.) lassen sich diesbezüglich folgende Sprecher-
gruppen von Minderheitensprachen differenzieren:  

1) eingeborene autochthone Sprachminderheiten wie zum Beispiel Abo-
riginal languages in Neuseeland,  

2) vor längerer Zeit immigrierte Sprachminderheiten wie zum Beispiel 
Französisch in Kanada und  

3) in jüngerer Zeit immigrierte Sprachminderheiten wie etwa südeuropä-
ische und osteuropäische Sprachen in Deutschland. 

Europa hat zur Erfüllung sprachlicher Diversität gute Grundvorausset-
zungen: Laut der aktuellen Eurobarometer-Umfrage der Europäischen Kom-
mission aus dem Jahr 2012 werden in Europa 23 offiziell anerkannte Spra-
chen und mehr als 60 Regional- und Minderheitensprachen gesprochen (Eu-
ropäische Kommission 2012: 2).3  

Zielsetzung der Studie war es zu ermitteln, welche Sprachen in der EU 
gesprochen werden und wie Mehrsprachigkeit wahrgenommen und wertge-
schätzt wird. Der Umfrage zufolge liegt eine positive Einstellung der Mit-
bürger/-innen zu Mehrsprachigkeit vor. Als meistgesprochene Sprachen 
werden Englisch (38%), Französisch (12%), Deutsch (11%) und Russisch 
(5%) genannt. Als nützlich gelten Englisch (67%), Deutsch (17%), Franzö-
sisch (16%), Spanisch (14%) und Chinesisch (6%). Im Vergleich zum EU-
Durchschnitt erhält das Englische in Deutschland einen Nützlichkeitsstatus 
von 82%, obgleich Studien darauf verweisen, dass ein alleiniger Fokus auf 
das Englische als Schlüssel für wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit auf 
lange Sicht nicht mehr ausreiche (vgl. Europäische Kommission 2005: 6). 
Das langfristige Ziel betrachtend, dass die Bürger/-innen der EU mindestens 
zwei Fremdsprachen sprechen sollten (vgl. Europäische Kommission 2012: 
7), zeigt sich, dass ca. 10% der Europäer/-innen mindestens drei Sprachen 
neben ihrer Muttersprache sprechen, 25% zwei weitere Sprachen und 54% 
mindestens eine zusätzliche Sprache neben ihrer Muttersprache. Auf Län-
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derebene lassen sich hier erhebliche Unterschiede feststellen. Deutschlands 
Position – bezogen auf den Anteil der Sprecher/-innen mit mindestens zwei 
Fremdsprachen – befindet sich im Vergleich zu anderen Ländern mit 28% 
im unteren Drittel.4  

Auch wenn die Eurobarometer-Umfrage (Europäische Kommission 
2012) detailliert auf die Sprachanwendung und die Einstellungen zu ver-
schiedenen Sprachen eingeht und betont, dass 81% der Bürger/-innen eine 
gleichwertige Behandlung der in der EU gesprochenen Sprachen befürwor-
teten, sind Minderheitensprachen als Komponente der europäischen Mehr-
sprachigkeit nicht Teil der Befragung. Dem Bericht ist nicht zu entnehmen, 
welche Einstellungen die einzelnen Mitgliedsstaaten zu anderen als den offi-
ziell anerkannten Sprachen hegen. 

Eine im Hinblick auf die Sprachenvielfalt unter Berücksichtigung von 
Minderheitensprachen differenziertere Studie führten Gärtig, Plewnia und 
Rothe im Jahr 2010 durch. Sie konnten repräsentative Befunde zur Einstel-
lung der deutschen Bevölkerung zu Fremd- und Migrantensprachen vorwei-
sen. Befragt nach ihrer Sympathie für fremdsprachige Akzente wurden schu-
lisch etablierte Fremdsprachen und die Sprachen angrenzender Urlaubslän-
der als besonders sympathisch eingeschätzt (Französisch 36%, Italienisch 
21%, Englisch 10%). Als unsympathisch beurteilt wurden Migrantenspra-
chen wie Russisch (17%), Türkisch (13%) und Polnisch (9%) 
(ebd.: 244-247). Auf die Frage, welche Fremdsprachen in der Schule gelernt 
werden sollten, sprachen sich 95% für Englisch, 66% für Französisch und 
39% für Spanisch aus (ebd.). Diese Fokussierung auf klassische Fremdspra-
chen deckt sich in weiten Teilen mit den Befunden der Eurobarometer-Um-
frage. Gärtig et al. (ebd.) zeigten darüber hinaus, dass über 80% der Befrag-
ten den Erhalt von autochthonen, d.h. traditionellen Minderheitensprachen 
in Deutschland befürworteten. Hierbei handelt es sich beispielsweise um 
Dänisch oder Sorbisch. 

Obwohl die zentralen Ergebnisse der oben aufgeführten Studien an die-
ser Stelle lediglich in stark komprimierter Form dargelegt werden konnten, 
lässt sich resümieren, dass Deutschland klassische Fremdsprachen wie z.B. 
Englisch und Französisch sowie die Sprachen alteingesessener Minderheiten 
als wertvoll empfindet, während allochthone Minderheitensprachen wie 
Russisch oder Türkisch als wenig beliebt gelten. Hier deutet sich im Gegen-
satz zu der von der Eurobarometer-Umfrage postulierten Gleichstellung der 

                                           
4  Acht Mitgliedsstaaten konnten das Ziel erfüllen: Luxemburg, die Niederlande, Slowenien, 
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Sprachen ein Ungleichgewicht im Hinblick auf den Status von Minderhei-
tensprachen im Vergleich zu etablierten Fremdsprachen an. Wie Minderhei-
tensprachen im deutschen Bildungswesen aktuell verankert sind, soll im Fol-
genden betrachtet werden.  

Die hier vorgestellte Analyse differenziert zwischen allochthonen (zuge-
wanderten) und autochthonen (alteingesessenen) Minderheitensprachen. 
Zwei Sprachpaare werden einbezogen, anhand derer eine sehr differenzierte 
Implementierung in das deutsche Bildungswesen verdeutlicht werden kann: 
Es werden das Russische und Türkische als allochthone Minderheitenspra-
chen mit den autochthonen Minderheitensprachen Dänisch und Romanes 
(die Sprache der deutschen Sinti und Roma) kontrastiert. Russisch und Tür-
kisch werden fokussiert, da es sich bei beiden Sprachen um Migrantenspra-
chen handelt, die von einer Vielzahl an Sprechern in Deutschland gespro-
chen werden und durch ihre Stellung als Herkunftssprache oder Fremd-
sprache unterschiedliches Ansehen im Bildungswesen genießen. Der Ver-
gleich von Dänisch und Romanes zeigt auf, dass auch die Verankerung auto-
chthoner Minderheitensprachen im Schulwesen sehr unterschiedlich ist, 
auch wenn beide gleichermaßen einen historischen Bezug zu Deutschland 
haben.  

Zunächst wird mit einer top-down-Perspektive untersucht, wie Minder-
heitensprachen rechtlich in der EU verankert sind und geschützt werden. 
Ausgehend von der Europäischen Charta der Regional- oder Minderheiten-
sprachen (ECRM) werden die Förderung und der Schutz von Minderheiten-
sprachen auf EU-Ebene dargelegt. Anschließend wird mithilfe ausgewählter 
Kriterien systematisch untersucht, wie das deutsche Bildungswesen alloch-
thone und autochthone Minderheitensprachen institutionell verankert hat. 
Unsere Analysekriterien orientieren sich an einem von Broeder und Extra 
(1999) entwickelten Raster zur Statusfeststellung von allochthonen Minder-
heitensprachen im Bildungswesen. Im Fokus stehen Aspekte, die für die 
Eingliederung einer Sprache in die Gesellschaft besonders relevant sind. 
Hierbei handelt es sich um den Status der Sprache im Lehrplan, d.h., ist die 
Sprache als Fremdsprache fest etabliert oder wird sie als Herkunftssprache 
in der Schule unterrichtet, die Professionalität der universitären Lehrerbil-
dung bezogen auf die Akkreditierung von Lehramtsstudiengängen, die curri-
culare Verankerung der Sprache als reguläres Unterrichtsfach, finanzielle 
Aspekte sowie die Verfügbarkeit geeigneter und offiziell empfohlener Lern-
materialien. Die Analysen werden durch historische Hintergrundinformatio-
nen und Verweise auf aktuelle Sprecherzahlen ergänzt. Abschließend wer-
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den etwaige Handlungsbedarfe politischer Natur diskutiert sowie Verant-
wortlichkeiten der Vertreter/-innen der Minderheitensprachen aufgezeigt. 

 

 
2. Minderheitensprachen in der Europäischen Charta der 
Regional- und Minderheitensprachen (ECRM) 
 

Im Zuge der Herausbildung europäischer Nationalstaaten im 18. und 19. 
Jahrhundert entwickelte sich die Vorstellung "ein Volk – eine Sprache". Die 
so entstandenen Nationalsprachen bildeten den Kern nationaler Identität und 
forcierten dadurch gleichsam die Unterdrückung von Minderheitensprachen 
(vgl. Extra & Yağmur 2004: 17; Maas 2008: 148-152). Erst in den letzten 
Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts rückten Minderheitensprachen vermehrt in 
den Fokus der Öffentlichkeit – bedingt durch den stetigen Rückgang ihrer 
Sprecherzahlen und durch das potenzielle Aussterben zahlreicher Sprachen 
auf europäischem Boden (vgl. Moseley 2010). Damit einhergehend wurde 
die Forderung nach Erhalt, Revitalisierung und Wertschätzung auch der 
nicht offiziellen EU-Sprachen laut. Das Rahmenübereinkommen zum 
Schutz nationaler Minderheiten legte am 01.02.1998 als erstes multilaterales 
Instrument rechtsverbindliche Regelungen für nationale Minderheiten fest. 
Zudem wurden diese Forderungen in der Europäischen Charta der Regional- 
oder Minderheitensprachen explizit, die Deutschland als eines der ersten 
Staaten unterzeichnete (vgl. Bundesministerium des Innern 2011: 1). Ziele 
der Charta sind der Schutz europäischer Minderheitensprachen und ihre 
nachhaltige Förderung. Die Sprecher/-innen dieser Sprachen sollen die 
Möglichkeit erhalten, ihre kulturelle Identität durch ihre Sprache auszudrü-
cken und langfristig zu bewahren. Dabei umfassen der Schutz und die För-
derung der Regional- und Minderheitensprachen insbesondere den Bereich 
der schulischen Bildung, aber auch die Stützung der Verwendung von Min-
derheitensprachen in Justiz- und Verwaltungsbehörden, in Medien sowie bei 
kulturellen Aktivitäten (vgl. Europarat 1992: Art. 11-13). Konkrete Empfeh-
lungen wurden hinsichtlich des Ausmaßes der Förderung nicht aufgezeigt; 
dies ist eine freiwillige Leistung der Vertragsstaaten ohne Konsequenzen im 
Falle eines Nichteinhaltens der Vertragskonditionen (vgl. Bundesministeri-
um des Innern (2011: 57) sowie beispielsweise die Stellungnahme der Sinti 
Allianz Deutschland zum Vierten Bericht der BRD zur ECRM (Bundesmi-
nisterium des Innern 2010: 369-378). Die als Regional- und Minderheiten-
sprachen geschützten Sprachen finden sich in Artikel 1a der ECRM. Der 
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Ausdruck Regional- oder Minderheitensprachen bezieht sich hier auf Spra-
chen,  

i.  die herkömmlicherweise in einem bestimmten Gebiet eines Staa-
tes von Angehörigen dieses Staates gebraucht werden, die eine 
Gruppe bilden, deren Zahl kleiner ist als die der übrigen Bevölke-
rung des Staates, 

ii. die sich von der (den) Amtssprache(n) dieses Staates unterschei-
den; 

iii. er umfasst weder Dialekte der Amtssprache(n) des Staates noch 
die Sprachen von Zuwanderern (Europarat 1992: Art. 1a). 

Zu den durch die ECRM geschützten Minderheitensprachen gehören in 
Deutschland die autochthonen Sprachen Dänisch und Nordfriesisch in 
Schleswig-Holstein, Saterfriesisch in Niedersachsen, Sorbisch in Branden-
burg und Sachsen sowie Romanes, die Sprache der Sinti und Roma, auf dem 
gesamten Bundesgebiet. Das Niederdeutsche gilt ebenfalls auf dem gesam-
ten Bundesgebiet als geschützte Regionalsprache. All diese Sprachen – au-
ßer Romanes – genießen den Status einer Amtssprache und werden wie 
zuvor erwähnt von der deutschen Bevölkerung als zu Deutschland gehörig 
empfunden (vgl. Gärtig et al. 2010: 227-229), werden aber mit Ausnahme 
von Dänisch und Romanes meist von älteren Generationen gesprochen.  

Ein Einbezug von allochthonen Minderheitensprachen wie Russisch und 
Türkisch wird in Artikel 1a Satz iii. der Charta explizit ausgeschlossen. 
Sprecher/-innen von nicht traditionellen Minderheitensprachen, deren aktive 
Sprecherzahl deutlich höher ist als die von autochthonen Sprachen, sind aus-
drücklich vom Schutz der Charta ausgenommen und haben auf staatlicher 
Ebene keinen Rechtsanspruch.  

Die ECRM verletzt somit die Vorgaben des Internationalen Pakts für 
bürgerliche und politische Rechte (1966), der auf die Rechte von Sprach-
minderheiten ungeachtet ihres Anerkennungsstatus verweist: 

 
In Staaten mit ethnischen, religiösen oder sprachlichen Minderheiten darf Angehöri-
gen solcher Minderheiten nicht das Recht vorenthalten werden, gemeinsam mit an-
deren Angehörigen ihrer Gruppe ihr eigenes kulturelles Leben zu pflegen, ihre eigene 
Religion zu bekennen und auszuüben oder sich ihrer eigenen Sprache zu bedienen 
(Internationaler Pakt für bürgerliche und politische Rechte 1966, Art. 27). 
 

Demzufolge sei es fraglich, inwiefern sich der in der ECRM festgesetzte 
Schutz für autochthone Minderheitensprachen von allochthonen Minderhei-
tensprachen trennen lasse.  
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Wenn nämlich die Letztbegründung des Minderheitenschutzes im Individualrechts-
schutz liegt, (…) dann dürfe die Qualifikation von Minderheit als alt oder neu, als 
angestammt oder zugewandert, nicht weiter erheblich sein (Hilpold 2009: 54).  
 

Einen relevanten Faktor stellt in diesem Zusammenhang sozialwissen-
schaftlichen und soziolinguistischen Studien zufolge das Prestige einer Spra-
che im Vergleich zu anderen Sprachen einer Gesellschaft dar (vgl. Europäi-
sche Kommission 1996). Das Prestige einer Sprache ist ein sozial konstru-
ierter Bewertungsmaßstab, der aufgrund seiner symbolischen Machtfunktion 
wesentlichen Einfluss auf die Anerkennung und Wertschätzung von Spra-
chen im Hinblick auf rechtliche und institutionelle Rahmenbedingungen 
nehmen kann (vgl. Bourdieu 1991). Die Europäische Kommission analysier-
te in der Euromosaik-Studie im Jahr 1996 die Stellung von Minderheiten-
sprachen in den jeweiligen EU-Ländern aus rechtlich-politischer, institutio-
neller und gesellschaftlich-kommunaler Perspektive. Aufschlussreich sind 
die höchst signifikanten Korrelationen der Faktoren Prestige, Institutionali-
sierung und rechtliche Legitimierung einer Sprache (vgl. Europäische Kom-
mission 1996: 31). Diesen Zusammenhang untermauert Bourdieu (1991) 
wie folgt: 

 
In order for one mode of expression among others (…) to impose itself as the only 
legitimate one, the linguistic market has to be unified and the different dialects (of 
class, religion or ethnic group) have to be measured practically against the legitimate 
language or usage. Integration into a single 'linguistic community', which is a product 
of the political domination that is endlessly reproduced by institutions capable of im-
posing universal recognition of the dominant language, is the condition for the estab-
lishment of relations of linguistic domination (ebd.: 45f.).  
 

Dieser Marktwert einer Sprache bezogen auf ihr Prestige, welches aus 
der Relation einer Sprache zur Sprache der Mehrheitsgesellschaft resultiert, 
deutet sich auch auf europäischer Ebene an. Trotz der Bemühungen der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2003), die sich u.a. in Ak-
tionsplänen äußern, genießen die offiziellen EU-Nationalsprachen das höch-
ste Ansehen (Chinesisch verzeichnet bemerkenswerterweise aufgrund wirt-
schaftlicher Interessen eine steigende Tendenz; vgl. Europäische Kommis-
sion 2012: 9); an zweiter Stelle rangieren die alteingesessenen Minderhei-
tensprachen und mit weitem Abstand folgen die rechtlich ungeschützten 
allochthonen Minderheitensprachen (vgl. Broeder & Extra 1999: 108; 
Di Natale 2005: 41). 
 
 



Anke Schmitz und Helena Olfert 

210 

3. Die Verankerung von Minderheitensprachen im deut-
schen Schulwesen am Beispiel ausgewählter Sprachen-
paare 
 

Ausgehend von der ungleichen Berücksichtigung allochthoner und auto-
chthoner Minderheitensprachen in der ECRM stellt sich die Frage, wie diese 
im deutschen Bildungswesen – als zentrale Stelle des Sprachenlernens und 
der Sprachintegration (vgl. Europäische Kommission 2012: 97) – verankert 
sind. Zur Implementierung autochthoner Sprachen im Bildungswesen (d.h. 
für den Primarschulbereich, für weiterführende Schulen und die berufliche 
sowie universitäre Bildung) hat die ECRM in Teil III "Maßnahmen zur För-
derung und des Gebrauchs von Regional- oder Minderheitensprachen im öf-
fentlichen Leben im Einklang mit den nach Artikel 2 Absatz 2 eingegange-
nen Verpflichtungen" vier gestufte Maßnahmen vorgeschlagen (vgl. Europa-
rat 1992, Teil III, Art. 8 Abs. 1 b) und c); vgl. hierzu auch Gogolin & Oeter 
2011: 34): 

1) den Unterricht in der Regional- oder Minderheitensprache anzubie-
ten,  

2) einen erheblichen Teil des Unterrichtes in der Regional- oder Min-
derheitensprache anzubieten,  

3) den Unterricht in der Regional- oder Minderheitensprache als inte-
grierenden Teil des Lehrplans zu berücksichtigen,  

4)  ein ausreichendes Angebot der Regional- oder Minderheitensprache 
als reguläres Schulfach für Kinder aus den Familien der Minderheit 
anzubieten, die diesen Wunsch äußern und deren Anzahl ausreichend 
groß ist. 

Diese vier Optionen der Implementierung lassen eine Abnahme an insti-
tutioneller Verpflichtung erkennen. Deutschland hat sich für die Umsetzung 
der vierten und schwächsten Option für nahezu alle Minderheitensprachen 
entschieden. Diese Option beinhaltet u.a. Maßnahmen wie z.B. "den Unter-
richt der betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen als integrieren-
den Teil des Lehrplans vorzusehen" oder als Wahlpflichtfach anzubieten 
(Europarat 1992: Art. 8, Abs. 1, b) (iii), c) (iii) und d) (iii)). Allerdings wer-
den Maßnahmen zur praktischen Umsetzung der vierten Option in den Un-
terrichtsalltag nicht näher erläutert, z.B. bleibt offen, wie ein kontinuierli-
ches Unterrichtsangebot von der Primarstufe bis in die Sekundarstufe garan-
tiert werden kann und wie der Unterricht in der Minderheitensprache ein 
Teil des Lehrplans werden kann (vgl. Gogolin & Oeter 2011: 35). Den Au-



Minderheitensprachen im deutschen Schulwesen 

 

211 

toren zufolge findet der Regional- oder Minderheitensprachenunterricht aus-
gelagert statt, was "eher typisch denn außergewöhnlich" sei (Gogolin & 
Oeter 2011: 35). Da die vierte Option zudem kaum greifbare Formulierun-
gen wie "Wunsch äußern" und "ausreichend" beinhaltet, sind für Implemen-
tierungs- und Evaluationszwecke keine messbaren Kennzahlen vorgesehen. 

Dass allochthone Minderheitensprachen vom Schutz der ECRM ausge-
nommen sind und es keine spezifischen Empfehlungen für die Verankerung 
ins Schulsystem gibt, bedeutet jedoch nicht, dass man diesen Sprachen einen 
Status im Bildungssystem gänzlich absprechen darf. So haben Broeder und 
Extra (1999) bei ihrer Analyse der Implementierung von allochthonen Spra-
chen in unterschiedlichen europäischen Schulsystemen festgestellt, dass die 
Länder durchaus auf die steigende Anzahl von Lernenden mit einer anderen 
Erstsprache als der Landessprache reagieren. Jedoch drückt sich dies größ-
tenteils durch das Bereitstellen finanzieller Mittel für Sprachstandserhebun-
gen, die Entwicklung von Lernmaterialien und die Förderung der Zweitspra-
chenlernenden in der Zweitsprache aus und weniger durch integrierte Unter-
richtsangebote in der Minderheitensprache (vgl. ebd.: 105f.). Überlegungen 
zur Implementierung von allochthonen Minderheitensprachen als reguläre 
Fremdsprachen stehen nach wie vor im Lichte einer ideologischen Debatte 
über deren Nutzen und Berechtigung im Vergleich zu traditionellen Fremd-
sprachen, wohingegen sich Sprachen wie z.B. das Japanische und Chinesi-
sche aufgrund einer sehr starken Community und wirtschaftlicher Interessen 
äußerster Beliebtheit und einer steigenden Nachfrage erfreuen. Die erfolg-
reiche Akkreditierung des Studienganges Japanisch für das Lehramt an 
Gymnasien und Gesamtschulen seit dem Wintersemester 2011/2012 an der 
Universität zu Köln ist ein aktuelles Beispiel dieses Trends.5 Auch universi-
täre Angebote für das Fach Chinesisch werden stark nachgefragt. So bietet 
die Universität Göttingen ab dem Wintersemester 2013/2014 den Master of 
Education im Fach Chinesisch an, um Studierende als Fremdsprachenleh-
rer/-innen auszubilden.6 
 

 
3.1 Methodische Vorgehensweise der Analyse 
 

Für die Analyse der Implementierung autochthoner und allochthoner 
Minderheitensprachen in das deutsche Bildungswesen wird auf die von Bro-

                                           
5  Vgl. http://www.portal.uni-koeln.de/5585+M53f01dcc233.html [Stand: 15.01.2014] 
6  Vgl. https://www.uni-goettingen.de/de/master-of-education-fach-chinesisch-als-fremdsprache/362 

579.html [Stand: 15.01.2014] 
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eder und Extra (1999) entwickelten Kriterien zur Statusbestimmung alloch-
thoner Minderheitensprachen im Bildungswesen zurückgegriffen. In diesem 
Beitrag werden folgende Aspekte beleuchtet: 

Als Ausgangspunkt ist die Zielgruppe des Sprachunterrichts zu bestim-
men, denn oftmals steht der Unterricht in einer Minderheitensprache nur 
Lernenden bestimmter sprachlicher Minderheiten in Abhängigkeit von ih-
rem Herkunftsland offen. In Verbindung mit der Zielgruppe entscheidet zu-
dem die erforderliche Mindestteilnehmerzahl pro Jahrgang oder Schule über 
die Implementierung eines Unterrichts, zum anderen hängt hiervon die Fi-
nanzierung ab: Werden die Mittel lokal von der Mehrheitsgesellschaft auf-
gebracht (d.h. national oder regional) oder durch die Herkunftsländer (bei-
spielsweise durch die Konsulate) bereitgestellt? Ein weiterer Aspekt ist die 
Lehrbefähigung für das Unterrichten in der Minderheitensprache: Welche 
Optionen einer universitären Ausbildung stehen zur Verfügung, gibt es ak-
kreditierte Lehramtsstudiengänge für die Minderheitensprachen und welche 
Ausbildung wird für das Unterrichten in der Schule gefordert? Hiermit eng 
verknüpft ist die Argumentation für die Implementierung eines Minderhei-
tensprachenunterrichts. Sein Zweck kann entweder in einer Defizitbekämp-
fung bzw. einer Rückkehrperspektive liegen oder er kann als Wertschätzung 
der kulturellen Identität sprachlicher Minderheiten sowie zur Förderung der 
sprachlichen und kulturellen Vielfalt eingesetzt werden. Ferner ist zu be-
trachten, ob eine explizite Beschreibung der zu erreichenden Kompetenzen 
existiert, die durch den Unterricht erworben werden sollen (d.h. ein Curricu-
lum oder Lehrpläne), und ob an höhere Instanzen regelmäßig über den Un-
terricht im Sinne einer Evaluation Bericht erstattet werden muss. Auch die 
Stellung des Unterrichts im Stundenplan als reguläres oder optionales Fach 
und seine Versetzungsrelevanz sind bedeutsame Faktoren für den Status ei-
ner Minderheitensprache im Bildungswesen.  

Um zu ermitteln, wie allochthone und autochthone Minderheitenspra-
chen aktuell implementiert sind, werden diese von Broeder und Extra (1999) 
ursprünglich nur für allochthone Sprachen entwickelten Kriterien ebenfalls 
auf die autochthonen Minderheitensprachen Dänisch und Romanes ange-
wendet. Eine Ergänzung besteht in der Analyse, ob die allochthonen Min-
derheitensprachen als Fremdsprachen etabliert sind oder ob sie als Her-
kunftssprache unterrichtet werden. Zudem wird untersucht, ob von in 
Deutschland ansässigen Behörden offiziell empfohlene Lernmaterialien ver-
fügbar sind. Da das deutsche Bildungswesen aufgrund des Föderalismus in 
der lokalen Verantwortung der Bundesländer liegt, beschränkt sich die Ana-
lyse auf die jeweils benannten Bundesländer. 
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3.2. Dänisch versus Romanes: eine unbalancierte Implementie-
rung autochthoner Minderheitensprachen 
 

Das Dänische ist durch eine mustergültige Implementierung gekenn-
zeichnet und konnte seine Stellung als Minderheitensprache kontinuierlich 
stärken (ca. 50.000 Dänischsprachige in Schleswig-Holstein). Bereits 1920 
wurde der erste dänische Schulverein Dansk Skoleforening for Flensborg og 
Omegn gegründet, der bis 1936 bis zu zehn Schulen in Schleswig-Holstein 
mit 1.000 Lernenden errichtete (vgl. Boysen 2011: 13). Nach einem drasti-
schen Einschnitt in die Vereinsaktivitäten im zweiten Weltkrieg führte der 
NATO-Beitritt Deutschlands zu neuen Diskussionen um die Rechte von 
Minderheitensprachen. Die Bonn-Kopenhagener Erklärungen aus dem Jahr 
1955 haben schließlich dazu beigetragen, dass die Rechte der dänischen 
Minderheit in Deutschland gefestigt wurden und das Dänische als Minder-
heitensprache verankert werden konnte (vgl. ebd.: 14).  

Neben den historischen Aspekten gelten als weitere förderliche Bedin-
gungen die schriftsprachliche Überdachung als Staatssprache des Nachbar-
landes Dänemark (Maas 2008: 67), die finanzielle Unterstützung durch das 
Königreich Dänemark (Bundesministerium des Innern 2010: 65), die geo-
grafische Nähe und das hiermit verbundene praktisch umsetzbare Engage-
ment für den Spracherhalt der in Deutschland lebenden Dänischsprecher/     
-innen (vgl. Boysen 2011). So findet man im Bundesland Schleswig-
Holstein ein gut ausgebautes Schul- und Kindergartenwesen (55 Kindergär-
ten und 47 Schulen meist in freier Trägerschaft des Dansk Skoleforening for 
Sydslesvig e.V.), in dem Dänisch entweder bilingual oder als einzige Unter-
richtssprache verwendet und nach Lehrplänen des Landes Dänemark unter-
richtet wird (vgl. Andresen 1997: 96f.). Zwei Schulen, die Duborg-Skole in 
Flensburg und die A. P. Møller Skole in Schleswig, führen bis zum Abitur, 
um eine durchgängige Sprachbildung für die dänische Minderheit sicherzu-
stellen. Die an diesen Schulen erworbenen Abschlüsse werden sowohl in 
Dänemark als auch in Deutschland staatlich anerkannt. Diese guten Rah-
menbedingungen sind in großem Maße der Tatsache geschuldet, dass es sich 
bei den Schulen der dänischen Minderheit um Privatschulen handelt, die 
finanziell durch die zusätzliche Förderung des Königreichs Dänemark und 
durch den Schulverein den öffentlichen Schulen deutlich bessergestellt sind. 

Aber auch an öffentlichen Schulen erfährt Dänisch als zweite Fremd-
sprache in Schleswig-Holstein eine immer nachhaltigere Implementierung. 
So ist Dänisch im Curriculum der Sekundarstufe I und II verankert, ebenso 
existieren allgemeine Prüfungsanforderungen für Dänisch als Abiturfach, 
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herausgegeben vom Ministerium für Bildung und Frauen des Landes Schles-
wig-Holstein. Das Institut für Qualitätsentwicklung an Schulen Schleswig-
Holsteins (IQSH) gibt seit 2008 das Lehrbuch "Det er dansk" speziell für 
den Dänischunterricht an deutschen Schulen in Schleswig-Holstein heraus.  

Auch wenn die dänischen Schulen im Wesentlichen der deutschen Schul-
struktur folgen und dem Deutschunterricht ein gleichberechtigtes Stunden-
deputat einräumen wie dem Dänischunterricht, verstehen sie sich nicht als 
Einrichtungen im Sinne von Sprachkontaktschulen für die Mehrheitsbevöl-
kerung. Trotz dieser Abgrenzung kam es zu einer rechtlichen Statusgleich-
stellung der dänischen Schulen mit den deutschen Schulen im Jahr 2007 
durch das Schulgesetz (vgl. Boysen 2011: 16). Entsprechend der besonderen 
Stellung des Dänischen besteht die Möglichkeit, an den Universitäten 
Greifswald, Flensburg und Kiel eine Lehrbefähigung für Dänisch an unter-
schiedlichen Schulformen zu erwerben. Abschließend ist darauf zu verwei-
sen, dass diese mustergültige Verankerung des Dänischen in das deutsche 
Schulwesen auf dem besonderen Engagement der Dänischsprecher/-innen in 
Vereinen beruht: So verlangt beispielsweise die Aufnahme eines Kindes in 
einen Kindergarten oder in eine Schule, dass mindestens ein Elternteil akti-
ves Mitglied in einem Kindergarten- oder Schulverein ist und sich verpflich-
tet, Dänisch zu sprechen bzw. zu lernen (vgl. ebd.: 15).  

Im Vergleich zum Dänischen gestaltet sich die Implementierung des Ro-
manes schwierig: Trotz wachsender kommunikativer Bedürfnisse insbeson-
dere der jüngeren Generation und des daraus resultierenden Drangs nach 
Verschriftlichung (vgl. Bundesraat för Nedderdüütsch 2011: 26) verfügt Ro-
manes über keinen schriftsprachlichen Ausbau, wird vorwiegend mündlich 
tradiert und vereint in sich viele einzelne Dialekte. Diese Aspekte erschwe-
ren eine Implementierung im deutschen Schulwesen trotz der Anerkennung 
auf dem gesamten deutschen Bundesgebiet (vgl. Fürstenau & van Redecker 
2010: 157). Bis heute wird nur im Bundesland Hamburg Romanes als her-
kunftssprachlicher Unterricht an Grundschulen angeboten (vgl. ebd.). Es be-
stehe ferner großer Mangel an für diese Zwecke ausgebildeten Lehrkräften, 
da Romanes kein Studienfach an deutschen Hochschulen ist. Als Lehrkräfte 
arbeiten meist Romanessprecher/-innen ohne professionelle Lehrbefähigung 
bzw. Ausbildung. Diese erstellen weitgehend selbstständig Unterrichtsmate-
rialien für den Romanesunterricht (vgl. Trauschein 2014: 69). 

Eine weitere Schwierigkeit äußert sich darin, dass bereits geplanter Un-
terricht aus Angst vor einer erzwungenen Bloßstellung als gesellschaftliche 
Randgruppe abgelehnt werde (vgl. Bundesministerium des Innern 2010: 
206). Wohl auch im Hinblick auf ihre historischen Erfahrungen im Dritten 
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Reich wünschten die Angehörigen dieser Minderheit mehrheitlich keine all-
gemeine Zugangsmöglichkeit von Menschen außerhalb der Minderheit zu 
ihrer Sprache. Die Sinti Allianz Deutschland e.V. formuliert hierzu:  

 
Unsere Kultur und Sprache in öffentlichen Schulen zu lehren, sie zum Gegenstand 
eines Hochschulstudiums zu machen, in Ämtern zu benutzen oder die Sprache in den 
Medien zu publizieren, würde einen völligen Bruch mit den kulturellen Gesetzen der 
Sinti-Gemeinschaft bedeuten. Wir lehnen daher jede staatliche Maßnahme in diesem 
Bereich ab, die in den privaten Charakter der Sinti-Kultur und Sprachpflege eingreift, 
wie sie etwa als staatliche Förderungsverpflichtungen in der Europäischen Charta der 
Regional- oder Minderheitensprachen enthalten sind (vgl. Internetauftritt der Sinti 
Allianz Deutschland e.V. 2013). 
 

Von besonderer Bedeutung für diese Minderheit ist demnach die aus-
schließlich private Pflege ihrer Sprache und Kultur (vgl. Matras 1997: 
170f.). Eine Unterschutzstellung nach Teil III der ECRM durch die Über-
nahme konkreter Bestimmungen für das Bildungswesen sei folglich nicht 
möglich. In allen Bundesländern – ausgenommen Hessen – wird Romanes 
daher nur nach Teil II der Sprachencharta, den allgemeinen Zielen und 
Grundsätzen zur Anerkennung, Achtung und Förderung geschützt (vgl. Bun-
desministerium des Innern 2010: 84).  

Trotz einer expliziten Ablehnung einer gesetzlichen Verankerung bleibt 
Romanes jedoch bereits über Generationen erhalten. Schätzungen zufolge 
leben derzeit mindestens 70.000-80.000 Romanessprachige in Deutschland; 
hier sind es also die Sprecher/-innen selbst, die einen besonders hohen Wert 
auf den Erhalt ihrer Sprache legen. Engagement wird auch in Kieler und 
Berliner Schulen deutlich, in welchen sich Romanessprecher/-innen in Me-
diatorenprojekten einbringen. Diese Projekte kümmern sich um eine Haus-
aufgabenbetreuung und organisieren Hilfen für das Lernen des Unterrichts-
stoffes (vgl. Eurocities 2012; Ministerium für Bildung und Wissenschaft des 
Landes Schleswig-Holstein 2013). 
 

 
3.3 Russisch versus Türkisch: allochthone Minderheiten-
sprachen als Fremd- und Herkunftssprachen 

 
Für die in Deutschland stark vertretenen Migrantensprachen Russisch 

und Türkisch stellt sich die Verankerung im Bildungssystem ebenfalls sehr 
unterschiedlich dar. Dies liegt in erster Linie daran, dass beide Sprachen in 
Deutschland einerseits als Fremdsprache und andererseits als Herkunftsspra-
che unterrichtet werden. Bevor hierauf näher eingegangen wird, sollen zu-
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nächst allgemeine Informationen zum Herkunftssprachenunterricht in 
Deutschland und zur Anerkennung von Migrantensprachen als schulische 
Fremdsprachen gegeben werden. 

Herkunftssprachlicher Unterricht steht nicht unter der Verantwortung des 
Herkunftslandes, sondern der Bundesländer, die diese an Konsulate oder 
freie Träger übergeben dürfen. Rechtlicher Hintergrund des herkunfts-
sprachlichen Unterrichts, der teilweise auch als Muttersprachlicher Ergän-
zungsunterricht bezeichnet wird, ist die 1977 in Kraft getretene EG-Richt-
linie zur schulischen Betreuung der Kinder von Wanderarbeitnehmerinnen 
und -arbeitnehmern aus Anwerbestaaten. Zielsetzungen der Richtlinie waren 
die Integration in das Gastland und die Vorbereitung für eine Wiederein-
gliederung in das Heimatland (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
1977). In diesem Zusammenhang interessant sind die von den Bundeslän-
dern derzeitig vorgetragenen Gründe für ein Angebot oder eine Unterlas-
sung von Herkunftssprachenunterricht. Das Land Niedersachsen formuliert 
hierzu beispielsweise, dass die Mehrsprachigkeit der Lernenden erhalten 
und gefördert, Hilfen zur Integration in die Mehrheitsgesellschaft gegeben 
und die Kommunikations- und Handlungsfähigkeit gestärkt werden sollen 
(vgl. Niedersächsisches Kultusministerium 2005). Baden-Württemberg 
strebt an, durch den Herkunftssprachenunterricht den Kontakt zur Sprache 
und Kultur des Herkunftslandes zu erleichtern (vgl. Ministerium für Kultus, 
Jugend und Sport Baden-Württemberg 2008). Bayern hingegen hat den 
muttersprachlichen Ergänzungsunterricht für das Schuljahr 2009/2010 abge-
schafft. Gründe hierfür lassen sich nur begrenzt recherchieren, zuvor offizi-
ell im Internet publizierte Dokumente waren nach wenigen Wochen nicht 
mehr zugänglich. Es lassen sich daher aktuell nur Stellungnahmen und Be-
richte des Ausländerbeirates7 und der Friedrich-Ebert-Stiftung (2009) als 
Quellen angeben, die darauf verweisen, dass die durch die Abschaffung des 
muttersprachlichen Ergänzungsunterrichtes frei gewordenen Stundendeputa-
te für die Deutschförderung genutzt werden sollten (vgl. ebd.: 35). Nord-
rhein-Westfalen liefert darüber hinausgehend das Argument, die von den 
Schülerinnen und Schülern mitgebrachten Herkunftssprachen und die Kultu-
ren der Herkunftsländer als Teil ihrer Identität und Persönlichkeitsentwick-
lung zu fördern (vgl. Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes 
Nordrhein-Westfalen 2009). 

Obwohl herkunftssprachliche Unterrichtsangebote insbesondere in Nord-
rhein-Westfalen eine lange Tradition haben (vgl. Extra & Yağmur 2004: 93-

                                           
7  Vgl. http://www.auslaenderbeirat-muenchen.de/archiv/kolumne/05-04_meu.pdf [Stand: 15.01. 2014] 
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99), hat eine nachhaltige Implementierung bis heute nicht stattgefunden. 
Dies liegt u.a. daran, dass der herkunftssprachliche Unterricht nicht als Re-
gelunterricht, sondern meist ausgelagert am Nachmittag stattfindet. Er wird 
verstanden als zusätzliches Angebot, für das Eltern ihre Kinder für die Dau-
er von mindestens einem Schuljahr anmelden können. Leistungen im her-
kunftssprachlichen Unterricht sind nicht versetzungsrelevant und können 
mangelhafte Leistungen in anderen Schulfächern nicht ausgleichen, da sie 
lediglich als Bemerkungen ins Zeugnis einfließen. Herkunftssprachenunter-
richt wird vorwiegend in der Primarstufe erteilt (72%), an weiterführenden 
Schulen Nordrhein-Westfalens ist er eine Randerscheinung (vgl. Gogolin & 
Oeter 2011). Hier sollte er nach Möglichkeit schrittweise in ein Fremdspra-
chenangebot überführt werden (Ministerium für Schule und Weiterbildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 2009: 1). 

Um in Nordrhein-Westfalen herkunftssprachlichen Unterricht zu erteilen, 
müssen Lehrkräfte über die "entsprechende Befähigung für ein Lehramt 
nach deutschem Recht in dem Fach des herkunftssprachlichen Unterrichts" 
verfügen (vgl. Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nord-
rhein-Westfalen 2009: 2). Ist dem nicht so, so kann der Unterricht auch 
fachfremd von Lehrkräften erteilt werden, wenn diese eine Lehrbefähigung 
in einem anderen Fach nach deutschen Recht belegen, die Bereitschaft zur 
Teilnahme an der Fortbildung "Herkunftssprachenlehrkräfte an Grundschu-
len und Schulen der Sekundarstufe I" schriftlich versichern und Sprach-
kenntnisse auf dem Niveau C1 des Gemeinsamen europäischen Referenz-
rahmens (GeR) in dem zu unterrichtenden Fach nachweisen (vgl. ebd.). Ein 
solcher Sprachnachweis kann sich unter Umständen als Hindernis erweisen, 
da sich für Sprachen wie beispielsweise Kurdisch deutschlandweit kein 
Institut findet, das solch eine Sprachprüfung abnimmt. Wenn keine Lehr-
kräfte nach den oben genannten Kriterien verfügbar sind, können in Aus-
nahmefällen auch Lehrkräfte mit einer ausländischen Lehrbefähigung oder 
mit einem deutschen oder ausländischen Hochschulabschluss in dem zu un-
terrichtenden Fach für herkunftssprachlichen Unterricht herangezogen wer-
den. In beiden Fällen sind dann Methoden- und Sprachkompetenzen auf 
dem Niveau C1 nachzuweisen sowie die Bereitschaft zur Teilnahme an der 
o.g. Fortbildung. Für ausländische Lehrkräfte sind zudem zertifizierte 
Sprachkenntnisse des Deutschen vonnöten (vgl. ebd.). Sie unterrichten meist 
ausschließlich das jeweilige Fach der Minderheitensprache und arbeiten in 
der Regel als Angestellte auf befristeter Honorarvertragsbasis (vgl. Schroe-
der 2003). Aktuelle Zahlen über die jeweiligen Beschäftigungsverhältnisse 
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von Lehrkräften des Herkunftssprachenunterrichts (insbesondere unterteilt 
in unterrichtete Sprachen) liegen derzeit nicht vor. 

Analog zu dieser Randstellung des herkunftssprachlichen Unterrichts 
zeigt sich, dass auch eine Anerkennung von Herkunftssprachen als Fremd-
sprachen mit Schwierigkeiten verbunden ist, obwohl die Anerkennung von 
anderen als den traditionellen Pflichtfremdsprachen in den 1970er und 
1980er Jahren bereits flexibilisiert wurde. In der Weiterentwicklung des 
1971 verfassten Hamburger Abkommens (Sekretariat der Ständigen Kultus-
ministerkonferenz in der BRD 2001) lässt sich nachlesen: 

 
Für Aussiedlerinnen und Aussiedler wurde festgelegt, dass an Stelle der verbindli-
chen Pflichtfremdsprachen die Sprache des Herkunftslandes oder Russisch gewählt 
oder anerkannt werden kann. Bei ausländischen Schülerinnen und Schülern wurde 
die Möglichkeit eröffnet, die Muttersprache als zweite Fremdsprache anzuerkennen. 
Ferner wurde ermöglicht, dass in einzelnen Ländern generell auch andere Fremd-
sprachen als zweite Fremdsprache zugelassen sind, z.B. Russisch, Italienisch, Spa-
nisch, Türkisch, Altgriechisch oder Hebräisch (ebd.: 7). 
 

Nur in Bremen, Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Nieder-
sachsen können Herkunftssprachen als Ersatz für eine reguläre Fremdspra-
che gelten und in Hamburg, Hessen und Nordrhein-Westfalen bis zum Abi-
tur weitergeführt werden (vgl. Ministerium für Schule und Weiterbildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 2009). In Nordrhein-Westfalen kann an ei-
ner Schule eine Herkunftssprache als Fremdsprache eingeführt werden, falls 
"die organisatorischen, curricularen und personellen Voraussetzungen es 
zulassen" (vgl. ebd.: 1). Hierzu zählen die Zustimmung der Schulaufsichts-
behörde, eine ausreichend große Lerngruppe von mindestens 18 Schüle-
rinnen und Schülern gleicher Herkunftssprache, die auch durch jahrgangs-, 
schul- oder schulformübergreifenden Unterricht erreicht werden kann, sowie 
eine für diesen Unterricht qualifizierte Lehrkraft (vgl. ebd.; Ministerium für 
Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen 2005: 2). 

Im Rahmen des herkunftssprachlichen Unterrichts lernten in NRW im 
Schuljahr 2012/2013 2.505 Schüler/-innen Russisch und 48.542 Türkisch, 
was 4% bzw. 73% des erteilten herkunftssprachlichen Unterrichts ausmacht 
(vgl. Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-
Westfalen 2013: 64-75). Wie dieser auffallende Unterschied in Bezug auf 
die Teilnehmerzahlen zustande kommt, wird im Folgenden näher betrachtet. 

Russisch ist eine der wenigen Minderheitensprachen, die in Deutschland 
wie Französisch, Latein und Spanisch als zweite oder dritte Fremdsprache 
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an Gymnasien unterrichtet wird. Im Schuljahr 2012/2013 besuchten 108.391 
Schüler/-innen in Deutschland den Fremdsprachenunterricht Russisch,8 ca. 
72% davon in den neuen Bundesländern. Ob es sich bei dem hier erteilten 
Unterricht tatsächlich um Fremdsprachenunterricht handelt, lässt sich nur 
vermuten, da keine Statistiken über die mitgebrachten Sprachkenntnisse der 
Teilnehmenden dieses Unterrichts geführt werden. Näheren Aufschluss gibt 
ein Blick in die Ausländerstatistik der einzelnen Bundesländer: So leben die 
größten Populationen von Lernenden mit der Staatsangehörigkeit der Russi-
schen Föderation in Nordrhein-Westfalen (24%), Baden-Württemberg 
(14%) und Niedersachsen (13%). Ihre Anteile in den neuen Bundesländern 
liegen hingegen im Durchschnitt bei unter 2%. Russischunterricht hat also 
insbesondere in den alten Bundesländern von den Herkunftssprachlern profi-
tiert. Grundsätzlich steht der Fremdsprachenunterricht Russisch auch rus-
sischsprachigen Lernenden offen, jedoch ist unbekannt, ob sich dieser insbe-
sondere unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Sprachkenntnisse ih-
ren Bedürfnissen anpassen kann (vgl. Tichomirowa 2011: 116). 

Eine Lehrbefähigung für Russisch als Fremdsprache kann an 21 Hoch-
schulen deutschlandweit erworben werden. Auch finden sich für den Rus-
sischunterricht als zweite oder dritte Fremdsprache mehrere Lehrwerke 
namhafter deutscher Verlage. Für die Vermittlung des Russischen als Her-
kunftssprache sowie für Russischunterricht in der Grundschule fehlt es je-
doch an differenzierten Lernmaterialien. Vom Schulministerium NRW sind 
zwar Lehrbücher der Verlage Drofa und Prosveščenie jeweils für die Pri-
mar- und Sekundarstufe I zugelassen, beide werden jedoch in Russland spe-
ziell für den muttersprachlichen Russischunterricht herausgegeben. Es bleibt 
also fraglich, ob diese Lernmaterialien dazu geeignet sind, die sprachlichen 
Kenntnisse der in Deutschland mehrsprachig aufwachsenden Lernenden zu 
berücksichtigen (vgl. Tichomirowa 2011: 110f.).  

Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass in Deutschland eine per se 
gut ausgebaute Infrastruktur vorhanden ist, die russischsprachige Schülerin-
nen und Schüler zumindest durch Fremdsprachenangebote auffängt. Allein 
die Tatsache, dass die Lehrbefähigung für Russisch an mehreren Standorten 
erworben werden kann, ermöglicht durch bereits in Deutschland ausgebilde-
te Lehrkräfte eine schnellere Einrichtung des Herkunftssprachenunterrichts 
Russisch nach den o.g. Kriterien bzw. seine spätere Überführung in regel-
haften Fremdsprachenunterricht. Jedoch muss gleichzeitig angemerkt wer-

                                           
8  Zum Vergleich: Englisch 7.443.685, Französisch 1.599.073, Latein 740.302, Spanisch 384.781 

Schüler/-innen (vgl. Statistisches Bundesamt 2013: 86-99). 
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den, dass herkunftssprachlicher Russischunterricht trotz der Größe dieser 
Sprachgemeinschaft von den Sprechern selbst wiederum kaum nachgefragt 
wird (vgl. die Teilnehmerzahlen oben).  

Türkisch wird in Deutschland im Gegensatz zu Russisch selten als regu-
läre Fremdsprache, sondern öfter als Herkunftssprache im Rahmen des her-
kunftssprachlichen Unterrichts und Begegnungssprachenunterrichts gelehrt. 
Als Herkunftssprachenunterricht in der Grundschule hat das Türkische seit 
langem den Stellenwert eines institutionalisierten Faches, so dass hierfür 
Lehrpläne und Richtlinien in den jeweiligen Bundesländern erlassen wurden 
(vgl. Schroeder 2003: 25). Die Länder, in denen sich der herkunftssprachli-
che Unterricht fest etabliert hat, ermöglichen zudem ab der Sekundarstufe 
eine Anerkennung des Türkischen als Fremdsprache (TaF) (vgl. ebd.: 27), 
was im Schuljahr 2012/2013 von 12.807 Lernenden wahrgenommen wurde 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2013: 104-107). Diese Option wird also kaum 
umgesetzt, da es deutlich an hierzu ausgebildeten Lehrkräften mangelt. Dies 
ist der Tatsache geschuldet, dass das Fach Türkisch mit Lehramtsoption der-
zeit in Deutschland einzig an den Universitäten Hamburg (als Teilstudien-
gang), Tübingen (als Erweiterungsfach) und Duisburg-Essen im Voll-
studium studiert werden kann. Beim herkunftssprachlichen Türkisch-
unterricht fehlt es zudem an geeigneten Lernmaterialien. Meist werden diese 
von den Konsulaten aus der Türkei eingeführt oder von einzelnen Arbeits-
gruppen und Lehrbeauftragten ohne externe Qualitätssicherung konzipiert. 
Einzig der Anadolu-Verlag stellt Unterrichtsmaterialien für den Türkischun-
terricht in Deutschland her (vgl. Schroeder 2003: 28). Ein umfassendes 
Schulbuch für die Grundschule oder die Sekundarstufe I existiert bis heute 
nicht. 

Es lässt sich für das Türkische also feststellen, dass trotz der großen 
Nachfrage von Seiten der Sprecher/-innen nicht genügend Ressourcen vor-
handen sind, um es auch regulär als Fremdsprache zu etablieren, was größ-
tenteils dem Mangel an Lehrkräften mit entsprechender Fakultas geschuldet 
ist. Somit können türkischsprachige Schülerinnen und Schüler, die Tür-
kischunterricht besuchen, sich die dort erbrachte Leistung selten auch offizi-
ell im Sinne des angestrebten Abschlusses anerkennen lassen.  
 

 
3.4 Zusammenfassung 

 
Die Analyse der Implementierung der Minderheitensprachen Dänisch, 

Romanes, Russisch und Türkisch im deutschen Bildungswesen ergibt ein 
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sehr heterogenes Bild sowohl zwischen den Kategorien allochthon versus 
autochthon als auch innerhalb der Kategorien. Ausgehend von den in der 
ECRM geschützten Minderheitensprachen Dänisch und Romanes zeichnet 
sich das Dänische durch eine mustergültige Implementierung aus. Romanes 
hingegen wurde bisher randständig in das Bildungswesen verankert. Be-
trachtet man im Hinblick auf eine Ursachenanalyse potenzielle Einflussfak-
toren, so hatten im Falle des Dänischen (außen-) politische, finanzielle und 
geographische Aspekte sowie die Identität und das Engagement der Dä-
nischsprecher/-innen einen besonderen Einfluss auf die Implementierung. 
Bei den Romanessprecherinnen und -sprechern hingegen zeigt sich, dass 
diese selbst keine Implementierung in das Bildungswesen wünschen, gleich-
zeitig aber einem Sprachverlust erfolgreich im Privaten aktiv entgegenwir-
ken. 

Ungeachtet des Schutzes durch die ECRM konnte das besondere Enga-
gement der Türkischsprecher/-innen dazu beitragen, dass das Türkische im 
Laufe der letzten Jahre nicht nur als Herkunftssprache, sondern immer häu-
figer auch als reguläre Fremdsprache an deutschen Schulen unterrichtet wur-
de. Da die Sprecher/-innen selbst auch ohne offizielle Unterschutzstellung 
durch die Charta einen großen Wert auf den Spracherhalt legen und Druck 
schaffen, wurden durch die Bildungspolitik für die Ausbildung der Lehrkräf-
te und die Einrichtung des Unterrichts bereits monetäre Ressourcen bereit-
gestellt. Der ausdrückliche Wunsch der Sprecher/-innen, das Türkische zu-
künftig wesentlich stärker in das Bildungswesen zu integrieren und somit 
bestehende Misslagen zu korrigieren, zwingt wiederum die Bildungspolitik 
zum stetigen Handeln. Diese Situation lässt sich nicht in gleichem Maße für 
Russisch feststellen: Hier scheint kaum Bedarf durch die Sprecher/-innen 
angemeldet zu werden, was in dem bereits vorhandenen Angebot an Rus-
sisch als Fremdsprache begründet sein kann. Somit wird von Seiten der Bil-
dungspolitik keine dringende Handlungsnotwendigkeit wahrgenommen. 

Zusammenfassend ist eine rechtliche Anerkennung von Minderheiten-
sprachen in der ECRM demzufolge keine hinreichende Bedingung für deren 
ausgewogene Berücksichtigung im Schulwesen sowie für ihren Erhalt. Nicht 
zu vernachlässigen sind demnach Kontextfaktoren wie u.a. das aktive Enga-
gement von den Minderheiten selbst, die einen wesentlichen Einfluss auf 
eine erfolgreiche Implementierung nehmen können. 
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4. Herausforderungen zur Implementierung von Minder-
heitensprachen im Bildungswesen 
 

Für eine nachhaltige Implementierung von Minderheitensprachen im Bil-
dungswesen bedarf es ausgehend von den Befunden unserer Analyse einer 
bilateralen Annäherung: Einerseits sind rechtliche Legitimierungen und An-
erkennungsverfahren der Mehrheitsgesellschaft, konkrete Maßnahmen und 
damit einhergehende Statusveränderungen der Minderheitensprachen top-
down erforderlich, andererseits bedarf es einer deutlichen Äußerung bzw. 
Erfassung der Bedürfnisse der Sprecher/-innen und ihres Engagements bot-
tom-up.  

Obwohl wie zuvor dargestellt ein rechtlicher Schutz von Minderheiten-
sprachen per se keine Sprachvitalität garantieren kann, kann dieser dennoch 
– sofern ernsthaft angestrebt – dazu beitragen, eine bestimmte Sprache zu 
unterstützen und ihren Gebrauch zu fördern (vgl. Grenoble & Whaley 2006: 
27). Sprachpolitik darf jedoch nicht nur ein Symbolakt sein, sondern muss 
einerseits Handlungsdruck erzeugen und andererseits für Akteure genügend 
Freiräume schaffen. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(2003: 5) weist in diesem Zusammenhang mit einem Aktionsplan darauf 
hin, dass es eines deutlicheren Engagements und mehr Investitionen staatli-
cher Stellen auf lokaler, regionaler und nationaler wie auch europäischer 
Ebene bedürfe. Aus Sicht der Mehrheitsbevölkerung führen monetäre Inves-
titionen zugunsten von Minderheitensprachen jedoch oftmals zu einer ableh-
nenden Haltung, da mit Maßnahmen wie der Erstellung von neuen Curricula 
und der Akkreditierung von zusätzlichen Lehramtsstudiengängen finanzielle 
Einbußen befürchtet werden, ohne den Mehrwert von Mehrsprachigkeit zu 
erkennen (vgl. Grenoble & Whaley 2006: 30). Daher sollten Initiativen ge-
fördert werden, die für das Erlernen von Minderheitensprachen sensibilisie-
ren und den individuellen sowie gesellschaftlichen Nutzen von Mehrspra-
chigkeit betonen (vgl. Bialystok 2001). Es sollten insbesondere in Schulen 
als Schlüsselstellen für gesellschaftliche Veränderungen Anreize ins Leben 
gerufen werden, Minderheitensprachen zu sprechen und zu lernen (vgl. Gre-
noble & Whaley 2006: 27), denn gesellschaftliche Offenheit gegenüber 
Mehrsprachigkeit ist für den erfolgreichen Erhalt von Minderheitensprachen 
unabdingbar.  

Neben der Bildungspolitik sollten die Sprecher/-innen der Minderheiten-
sprachen selbst auf Mängel in der Umsetzungspraxis hinweisen, Wünsche 
äußern und konkrete Maßnahmen zur Behebung der Defizite formulieren, 
sofern sie am Erhalt der Sprache interessiert sind. Letzteres muss keinesfalls 
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zwingend der Fall sein. Entscheidend für einen Wunsch nach Spracherhalt 
ist oftmals der kommunikative Wert einer Sprache, der angibt, über wie vie-
le Sprecher eine bestimmte Sprache weltweit, aber auch im Einwanderungs-
land verfügt, ob die betreffende Sprache eine Staatssprache ist, als lingua 
franca fungiert, über einen schriftsprachlichen Ausbau verfügt oder ob sie 
als Fremdsprache erlernt werden kann (vgl. de Swaan 2001: 4-6). Diese 
Kriterien sind schon sehr kleinen Kindern bewusst und wirken sich auf ihre 
Sprachwahl und die Einstellung zu ihrer Erstsprache aus (Montrul 
2008: 101). Auch wird die Minderheitensprache einerseits als traditionell 
bzw. unmodern erachtet (vgl. Baker 1992: 49f.), andererseits wünschen sich 
die Sprecher/-innen gleichzeitig eine Wahrung ihrer sprachlich-kulturellen 
Identität (vgl. Edwards 2010: 35; Schmid 2002: 27). Diese Unterschiede in 
den Spracheinstellungen sind insbesondere entlang von Generationenüber-
gängen zu finden (vgl. Tsunoda 2006: 73). Auch befürchten viele Spre-
cher/-innen, dass ein Ausbau der Sprachkenntnisse in der Minderheiten-
sprache nur auf Kosten der Sprachkenntnisse der Mehrheitssprache statt-
finden kann (vgl. Baker 1992: 31f.) und schließlich ist dies die Sprache, die 
für mehr Chancen in Bezug auf Bildung und Erwerbstätigkeit sorgt (vgl. 
Grenoble & Whaley 2006: 40). Die jeweiligen Einstellungen gegenüber der 
Minderheiten- und der Mehrheitssprache interagieren also auf vielfache 
Weise und können kollidieren. 

Auch wenn abschließend zu fordern ist, dass integrativere Bildungsstruk-
turen und ein deutliches Engagement der Sprecher/-innen dazu beitragen 
könnten, Minderheitensprachen stärker ins deutsche Bildungswesen zu im-
plementieren, sollten sich Überlegungen zu Realisierungsformen den jewei-
ligen regionalen Besonderheiten und den Bedürfnissen der Sprecher/-innen 
anpassen (vgl. Grenoble & Whaley 2006: 35f.). Eine einheitliche EU-Lö-
sung kann nicht als Strategie für einzelne Bundesländer dienen, sondern es 
sind "Regionalisierungsdebatten" (Darquennes 2006: 56) zu führen, die spe-
zifische Implementierungsstrategien erarbeiten. Diese Prozesse verlangen, 
dass Fragen nach Prestige, Institutionalisierung und Legitimierung sowie der 
freien Äußerung von Bedürfnissen oder Vorbehalten, die in öffentlichkeits-
wirksamen Diskursen allenfalls verdeckt diskutiert werden, offen zur Spra-
che kommen. Erst so kann Deutschland als "Flickenteppich mit vielen 
Löchern" (Hinnekamp 2010: 32), wobei die Löcher als Zonen der Einspra-
chigkeit gelten, zu einer Patchworkdecke umgearbeitet werden.  

 

 

Eingang des revidierten Manuskripts 19.02.2014 
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